
Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen vom 08.04.2020 über die Aufhebung der 
Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen zum Betretungsverbot von Gemeinschafts-
einrichtungen im Sinne des § 33 Nummern 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) zur 
Verhinderung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 vom 25.03.2020 und über die  
Aufhebung der Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen zur Schließung aller schulischen 
Gemeinschaftseinrichtungen zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus 
(SARS-CoV-2) nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz) vom 25.03.2020  

Hiermit werden folgende Allgemeinverfügungen: 

 Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen zum Betretungsverbot von Gemeinschafts-

einrichtungen im Sinne des § 33 Nummern 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) zur 

Verhinderung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 vom 25.03.2020 

 Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen zur Schließung aller schulischen 

Gemeinschaftseinrichtungen zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus 

(SARS-CoV-2) nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 

beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) vom 25.03.2020 

mit sofortiger Wirkung aufgehoben.   

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die 

Bekanntgabe erfolgt im Amtsblatt des Kreises Lippe und auf der Internetseite der Gemeinde Schlangen. 

Begründung: 

Die Sachverhalte, die in den vorbezeichneten Allgemeinverfügungen geregelt sind, werden auch durch 

die am 03.04.2020 in Kraft getretene Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 im Bereich der Betreuungsinfrastruktur (CoronaBetrVO) des Ministers für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales vom 02.04.2020 geregelt. Um eine einheitliche Rechtslage zu erreichen und 

damit sowohl die Akzeptanz der Regelungen in der Bevölkerung zu erhöhen als auch die Umsetzbarkeit 

im Vollzug zu erleichtern, werden die o.g. Allgemeinverfügungen mit deckungsgleichen oder 

überschneidenden Regelungsbereichen aufgehoben. Auch wenn § 6 Abs. 1 der CoronaBetrVO eine 

eindeutige Konkurrenzklausel mit Vorrang für die Regelung der CoronaBetrVO vorsieht, dient eine 

solche Bereinigung der örtlichen Rechtslage der Klarheit der Regelungsinhalte und der Stärkung der 

Appellfunktion der CoronaBetrVO. Dies ist aus Gründen der weiterhin erforderlichen konsequenten 

Kontaktminimierung geboten.  

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 

8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des 

Urkundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach 

Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die 

technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 

(BGBI. S. 3803) einzureichen. 

 

Schlangen, den 08.04.2020 

 
 
Ulrich Knorr 
Bürgermeister  


